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Verordnung über die Fernwärmeversorgung 
(11. September 2025) 
 
Die Gemeindeversammlung erlässt, gestützt auf Art. 19 der Gemeindeordnung vom 
7. März 2021 folgende Verordnung: 

 
I. Allgemeine Bestimmungen 

 
Art. 1 Gegenstand und Geltungsbereich  

1 Diese Verordnung regelt:  
a) Bau, Betrieb und Unterhalt der Fernwärmeversorgung in der Gemeinde Horgen; 

und  
b) das Rechtsverhältnis zwischen der Gemeinde Horgen und der Kundschaft. 
 
2 Sie gilt auf dem Gebiet der Gemeinde Horgen. 

 
Art. 2 Begriffe 

In dieser Verordnung haben die folgenden Begriffe folgende Bedeutungen: 
a) Werke: Die Werke sind ein Bereich der Gemeindeverwaltung Horgen und erbrin-

gen die Fernwärmeversorgung.  
b) Kundschaft: Die Kundschaft sind die Personen, an welche die Werke Fernwärme 

abgeben oder die an der Abgabe von Fernwärme interessiert sind. 
c) Versorgungsnetz: Das Versorgungsnetz umfasst Fernwärmeleitungen, welche für 

die Erschliessung des Versorgungsgebietes mit Fernwärme notwendig sind. 
d) Anschlussleitungen: Die Anschlussleitungen sind die Fernwärmeleitungen ab 

dem Versorgungsnetz bis und mit der Übergabestation. 
e) Übergabestation: Die Übergabestation befindet sich am Ende der Anschlusslei-

tung und dient der Übertragung der Fernwärme von der Primärseite auf die Se-
kundärseite. Die Übergabestation befindet sich in der Liegenschaft der Kund-
schaft. 

f) Wärmezähler: Der Wärmezähler ist eine Messeinrichtung, welche die in der Über-
gabestation übertragene Energie (kWh) misst. 

g) Primärseitige Anlagen: Die primärseitigen Anlagen bestehen aus den Anschluss-
leitungen, der Übergabestation (inklusive Wärmetauscher), der Regeleinrichtung 
und dem Wärmezähler. 

h) Sekundärseitige Anlagen: Die sekundärseitigen Anlagen bestehen aus der Abneh-
meranlage und dient der Verteilung der Energie in der Liegenschaft der Kund-
schaft. Die sekundärseitigen Anlagen sind hydraulisch durch einen Wärmetau-
scher von den primärseitigen Anlagen getrennt.  

 
Art. 3 Erlass von Vollzugsbestimmungen 

Der Gemeinderat erlässt:  
a) die Technischen Anschlussbedingungen, die unter anderem die Drücke, die Tem-

peraturen und die Qualität der zu verwendenden Materialien für die Anlagekom-
ponenten festlegen sowie heizungstechnische Anlageschemata enthalten; und 
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b) alle weiteren für den Vollzug dieser Verordnung erforderlichen Vollzugsbestim-
mungen. 

 

II. Versorgungsauftrag 
 

Art. 4 Versorgungsauftrag 
1 Die Versorgung mit Fernwärme ist eine öffentliche Aufgabe. Sie umfasst die Erzeu-
gung, Umwandlung, Bereitstellung, Verteilung und Lieferung von Fernwärme. 

 
2 Die Werke erstellen, betreiben und unterhalten die Fernwärmeversorgungsanlagen 
im Versorgungsgebiet.  

 
Art. 5 Versorgungsgebiet 

1 Der Gemeinderat legt das Versorgungsgebiet in Abhängigkeit der verfügbaren 
Wärme in der kommunalen Energieplanung fest. 

 
2 Die Werke bauen das Versorgungsnetz im Versorgungsgebiet im Rahmen der durch 
das zuständige Organ genehmigten Kredite aus.  

 
Art. 6 Kein Anschlussrecht oder -zwang 

1 Ein Anspruch auf Anschluss an die Fernwärmeversorgung sowie deren Beibehal-
tung besteht nicht. Die Werke sind bestrebt, allen interessierten Personen den An-
schluss an die Fernwärmeversorgung zu ermöglichen, sofern dies technisch, betrieb-
lich und wirtschaftlich möglich und zumutbar ist.  

 
2 Es besteht kein Zwang zum Anschluss an die Fernwärmeversorgung. 

 
3 Die Pflicht der Werke zur Wärmelieferung entsteht erst mit Abschluss eines Wär-
melieferungsvertrags gemäss Art. 24. 

 

III. Anlagen 
 

1. Allgemeines 
 

Art. 7 Schnittstelle  
Die Schnittstelle zwischen den primärseitigen Anlagen und den sekundärseitigen An-
lagen wird in den Technischen Anschlussbedingungen geregelt und befindet sich un-
mittelbar nach dem Wärmetauscher in der Übergabestation.  

 
Art. 8 Koordination und Information 

Die Werke und die Kundschaft informieren sich gegenseitig über Vorhaben, welche 
die Anlagen der anderen Partei betreffen könnten, und koordinieren diese wenn 
möglich.  
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Art. 9 Schutz der Anlagen  
1 Die Kundschaft hat alles zu unterlassen, was das Versorgungsnetz und die primär-
seitigen Anlagen gefährden könnte. Es ist ihr untersagt, die primärseitigen Anlagen 
und insbesondere den Wärmezähler, zu bedienen, verändern, beeinflussen oder zu 
manipulieren.  
 
2 Über den Leitungen dürfen Bauten und Bäume nur mit Zustimmung der Werke er-
richtet werden.  
 
3 Vor Bau-, Grab- und grösseren Gartenarbeiten sind bei den Werken zur Vermeidung 
von Schäden an den Leitungen Erkundigungen über die Lage allfälliger Leitungen 
einzuholen und gegebenenfalls im Boden Sondierungen vorzunehmen. 
 
4 Beabsichtigt die Kundschaft Veränderungen an ihrer Liegenschaft oder an den se-
kundärseitigen Anlagen, die eine Anpassung der primärseitigen Anlagen notwendig 
machen, informiert sie die Werke vorgängig schriftlich hierüber. Falls die Werke der 
Anpassung der primärseitigen Anlagen zustimmen, übernimmt die Kundschaft die 
Kosten für die Arbeiten, welche durch die Werke vorzunehmen sind.  
 

Art. 10 Störungen 
1 Die Werke treffen die geeigneten und zumutbaren Massnahmen, um Unterbrechun-
gen oder Einschränkungen der Wärmelieferung sowie weitere Störungen an den pri-
märseitigen Anlagen zu verhindern und so rasch wie möglich zu beheben.  
 
2 Die Werke überwachen und steuern das Versorgungsnetz sowie die primärseitigen 
Anlagen mittels eines Leitsystems aus der Ferne, sofern die technischen Vorausset-
zungen dafür gegeben sind.  
 
3 Die Kundschaft informiert die Werke umgehend, wenn sie eine Beschädigung der 
Anlagen, Wasserverluste, Undichtheiten sowie andere Unregelmässigkeiten oder 
Störungen an den Anlagen feststellt. 
 

Art. 11 Versorgungssicherheit 
Die Werke betreiben in der Energiezentrale des Energieverbunds Redundanzsys-
teme mit ausreichend hoher Leistung, damit die Wärmeversorgung des Energiever-
bunds auch bei Ausfall oder Instandsetzung einer der primären Energieerzeugungs-
anlagen gewährleistet bleibt, soweit dies möglich und zumutbar ist.  
 

Art. 12 Haftung 
1 Die Kundschaft haftet für Schäden, die sie vorsätzlich oder fahrlässig an den pri-
märseitigen Anlagen verursacht. 
 
2 Die Werke haften gemäss dem Haftungsgesetz des Kantons Zürich. 
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Art. 13 Versicherung 
Die Werke versichern das Versorgungsnetz sowie die primärseitigen Anlagen bis zur 
Übergabestation mit einer Betriebshaftpflichtversicherung mit üblicher Deckung.  
 

Art. 14 Durchleitungsrechte  
1 Muss das Versorgungsnetz oder die Anschlussleitung Dritter über die Liegenschaft 
der Kundschaft geführt werden, so erklärt sich die Kundschaft dazu bereit, den Wer-
ken ein dauerndes und unentgeltliches Leitungsbaurecht einzuräumen.  
 
2 Die Werke unterbreiten der Kundschaft einen entsprechenden Dienstbarkeitsver-
trag. Können sich die Parteien auf den Vertrag und die Leitungsführung einigen, las-
sen sie den Dienstbarkeitsvertrag auf Kosten der Werke öffentlich beurkunden und 
im Grundbuch eintragen. 
 

Art. 15 Zugangsrechte  
1 Die Kundschaft und die Eigentümer von mit einem Durchleitungsrecht belasteten 
Grundstücken gewähren den Werken und ihren Beauftragten Zugang zum Grund-
stück und zu den primärseitigen Anlagen. Die Werke können auf ihre Kosten ein ab-
schliessbares Schlüsselrohr anbringen.  
 
2 Die Werke informieren die Kundschaft und die Eigentümer vorgängig, wenn sie von 
ihrem Zugangsrecht Gebrauch machen wollen. Bei zeitlicher Dringlichkeit (Notfällen) 
kann die Information nachträglich erfolgen. 
 

Art. 16 Anlagenraum 
1 Die Kundschaft stellt den Werken in einem Anlagenraum den für die primärseitigen 
Anlagen erforderlichen Platz sowie den erforderlichen Stromanschluss bzw. Strom 
unentgeltlich zur Verfügung.  
 
2 Der Anlagenraum muss den Vorgaben gemäss den Technischen Anschlussbedin-
gungen entsprechen und ist durch die Kundschaft auf eigene Kosten und Gefahr an-
gemessen instand zu halten.  
 

2. Primärseitige Anlagen 
 

Art. 17 Eigentum 
Die primärseitigen Anlagen stehen im Eigentum der Gemeinde Horgen. 
 

Art. 18 Erstellung und Inbetriebnahme des Hausanschlusses 
1 Die primärseitigen Anlagen werden durch die Werke oder deren Beauftragte er-
stellt. 
 
2 Die Werke informieren die Kundschaft rechtzeitig im Voraus über die Erstellung der 
primärseitigen Anlagen, die Art der geplanten Arbeiten und vereinbaren mit ihr ge-
eignete Zeitfenster.  
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3 Für den Hausanschluss legen die Werke in Absprache mit der Kundschaft einen ge-
eigneten Anlagenraum (Art. 16), Art und Grösse der Übergabestation sowie eine ge-
eignete Leitungsführung der Anschlussleitung im und ausserhalb des Gebäudes fest. 
 
4 Nach der Fertigstellung der primärseitigen Anlagen wird die Übergabestation in Be-
trieb genommen. Einzelheiten zur Inbetriebnahme sind in den Technischen An-
schlussbedingungen geregelt.  
 

Art. 19 Betrieb und Instandhaltung 
1 Die primärseitigen Anlagen werden durch die Werke betrieben, bedient und instand-
gehalten. 
 
2 Planbare Arbeiten, welche eine kurzfristige Unterbrechung der Wärmelieferung be-
dingen (z.B. Arbeiten am Versorgungsnetz), sind möglichst kurz zu halten und finden 
soweit möglich ausserhalb der Heizperiode statt. Die Werke kündigen solche Unter-
brüche rechtzeitig im Voraus an. 
 

3. Sekundärseitige Anlagen 
 

Art. 20 Eigentum 
Die sekundärseitigen Anlagen stehen im Eigentum der Kundschaft. 

 
Art. 21 Erstellung und Unterhalt 

1 Erstellung und Betrieb der sekundärseitigen Anlagen erfolgen auf Kosten und Ge-
fahr der Kundschaft und haben gemäss den Technischen Anschlussbedingungen so-
wie gemäss den anerkannten Regeln der Technik zu erfolgen.  
 
2 Die Kundschaft hat die sekundärseitigen Anlagen auf eigene Kosten und Gefahr in 
technisch einwandfreiem Zustand zu halten. 
 

Art. 22 Änderungen  
1 Wesentliche Leistungsänderungen oder Erweiterungen der sekundärseitigen Anla-
gen sind den Werken vorgängig zu melden. 
 
2 Es gilt Art. 9 Abs. 4. 
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Art. 23 Anschlussgesuch  
1 Anschlussgesuche werden den Werken im Sinne des Koordinationsgebots (Art. 8) 
rechtzeitig und vollständig zugestellt. 
 
2 Die Anlagen sind so auszulegen, dass die geforderte Rücklauftemperatur gemäss 
Art. 33 erreicht wird. 

 

IV. Wärmelieferung und -bezug 
 

1. Wärmeliefervertrag 
 

Art. 24 Natur des Rechtsverhältnisses 
1 Das Rechtsverhältnis zwischen den Werken und der Kundschaft sowie Installateu-
ren und anderen Dritten untersteht dem öffentlichen Recht. 
 
2 Das Rechtsverhältnis wird durch das massgebende übergeordnete Recht, diese 
Verordnung, den Gebührentarif, die Technischen Anschlussbedingungen, weitere 
Vollzugsbestimmungen und den Wärmeliefervertrag geregelt. 
 

Art. 25 Abschluss und Inhalt des Wärmeliefervertrags 
1 Das Rechtsverhältnis zur Lieferung bzw. Bezug von Wärme zwischen Werken und 
Kundschaft entsteht mit dem Abschluss eines schriftlichen Wärmeliefervertrags.  
 
2 Der Wärmeliefervertrag kann an einen Dritten übertragen werden, wenn die Werke, 
die Kundschaft und der Dritte schriftlich zustimmen. Bei einer Handänderung der 
Liegenschaft sowie bei der Übertragung der Werke auf einen Rechtsnachfolger geht 
der Wärmeliefervertrag mit der schriftlichen Meldung an die andere Partei über. Er-
folgt keine Meldung, haftet die bisherige Vertragspartei für alle Verpflichtungen. 
 
3 Die Werke und die Kundschaft vereinbaren im Wärmeliefervertrag die abonnierte 
Wärmeleistung gemäss Art. 26, die entsprechende Heisswassermenge, den Durch-
fluss sowie die weiteren Anschlussbedingungen, sofern diese nicht bereits in den 
Rechtsgrundlagen gemäss Art. 24 Abs. 2 geregelt sind. 
 

Art. 26 Abonnierte Wärmeleistung und weitere Anschlussbedingungen 
1 Die Werke stellen in der Übergabestation die Heisswassermenge, die der abonnier-
ten Wärmeleistung entspricht, mittels eines Mengenbegrenzers ein und plombieren 
diesen. 
 
2 Die Kundschaft teilt den Werken eine Anpassung der abonnierten Wärmeleistung 
mindestens 3 Monate im Voraus schriftlich und unter Angabe des neuen Bedarfs mit.  
 
3 Die Werke prüfen den Antrag der Kundschaft und bestätigen die Anpassung der 
abonnierten Wärmeleistung oder lehnen sie ab.  
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4 Eine Anpassung der abonnierten Wärmeleistung setzt voraus, dass die primärseiti-
gen Anlagenteile ausreichend dimensioniert sind. Die Kosten für allfällige Anpassun-
gen an den primärseitigen Anlageteilen trägt die Kundschaft.  
 
5 Ein Anspruch auf Erhöhung der abonnierten Wärmeleistung besteht nur, wenn der 
Energieverbund genügend freie Leistung bzw. Wärme hat. 
 
6 Für die Gebühren gilt Art. 43.   
 

Art. 27 Beendigung des Wärmeliefervertrags 
1 Die Mindestvertragsdauer beträgt 20 Jahre, sofern die Werke und die Kundschaft 
im Wärmeliefervertrag keine längere Frist vereinbaren. Bei vorzeitigen umfassenden 
Erneuerungen der  primärseitigen Anlagen kann ein neuer Wärmeliefervertrag mit 
einer neuen Mindestvertragsdauer abgeschlossen werden. 
 
2 Die Kundschaft kann den Wärmeliefervertrag vorzeitig unter Einhaltung einer Kün-
digungsfrist von 12 Monaten schriftlich kündigen. Bei einer vorzeitigen Kündigung 
hat die Kundschaft den Werken einen Anteil an die Investitionskosten der primärsei-
tigen Anlage zu vergüten, sofern die primärseitige Anlage im Zeitpunkt des Beendi-
gungszeitpunkts nicht älter als 20 Jahre ist. Die Rückvergütung wird anhand der 
Restlaufzeit des Wärmeliefervertrags mit 1/20 der Investitionskosten pro Jahr Rest-
laufzeit berechnet.  
 
3 Die Werke können den Wärmeliefervertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von 36 Monaten mittels eingeschriebenen Briefs kündigen. Die Kündigung ist erst-
mals auf das Ende der Mindestvertragsdauer möglich 
 
4 Jede Partei kann den Wärmeliefervertrag aus wichtigen Gründen mit einer Kündi-
gungsfrist von drei Monaten mittels eingeschriebenen Briefs kündigen. Als wichtige 
Gründe gelten insbesondere die Umstände, welche die Werke zur Liefersperre be-
rechtigen (Art. 30), sofern diese so schwer wiegen, dass eine Weiterführung des 
Wärmelieferverhältnisses als unzumutbar erscheint. 
 
5 Bei Beendigung des Wärmeliefervertrags legen die Werke die Anschlussleitung 
fachgerecht still. Für die übrigen primärseitigen Anlagen (insbesondere die Überga-
bestation) sowie für allfällige bauliche Änderungen an den Bauten der Kundschaft 
haben die Werke das Recht, jedoch nicht die Pflicht, diese rückzubauen. Die Kosten 
trägt die Partei, welche den Vertrag aufgekündet hat. 
 

2. Wärmelieferung 
 

Art. 28 Pflicht zur Wärmelieferung 
1 Die Werke liefern der Kundschaft die abonnierte Wärmeleistung bis zur Übergabe-
station. 
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2 Die Werke sorgen dafür, dass die abonnierte Wärmeleistung stets zur Verfügung 
steht und die Vorlauftemperatur eingehalten wird.  

 
Art. 29 Einschränkung der Wärmelieferung 

1 Die Werke sind berechtigt, die Wärmelieferung an die Kundschaft in folgenden Fäl-
len vorübergehend einzuschränken oder ganz zu unterbrechen:  
a) bei betriebsbedingten Unterbrechungen wie Instandstellung-, Revision- und Er-

weiterungsarbeiten; 
b) bei Gefahr für Mensch, Tier, Umwelt oder Sachen;  
c) bei Betriebsstörungen infolge höherer Gewalt, ausserordentlichen Vorkommnis-

sen und Naturereignissen (kriegerische Ereignisse, Streiks, Sabotage, Einwirkung 
durch Feuer, Explosion, Wasser, Eis, Blitz, Stürmen, etc.); und 

d) aufgrund behördlich angeordneter Massnahmen und Energieknappheit. 
 

2 Für Schäden, welche infolge der Einschränkung oder des Unterbruches der Fern-
wärmelieferung entstehen, kann in den angeführten Fällen keine Entschädigung gel-
tend gemacht werden. 

 
Art. 30 Liefersperre 

1 Die Werke sind nach vorgängiger schriftlicher Mahnung berechtigt, die Fernwärme-
lieferung in folgenden Fällen nicht aufzunehmen oder vorübergehend oder dauernd 
einzustellen: 
a) Zuwiderhandlungen gegen Bestimmungen dieser Verordnung, der Technischen 

Anschlussbedingungen oder anderer Vollzugsbestimmungen; 
b) bei widerrechtlichem Fernwärmebezug; 
c) bei eigenmächtiger Änderung der primärseitigen Anlagen; 
d) wenn den Werken oder deren Beauftragten der Zutritt zu den Anlagen verwei-

gert oder auf andere Art und Weise verunmöglicht wird; 
e) wenn die Installationen und Apparate nicht den Vorschriften der eidgenössi-

schen, kantonalen und kommunalen Behörden oder den Technischen Anschluss-
bedingungen entsprechen und trotz Fristansetzung nicht geändert werden. 

 

2 Bei Zahlungsverzug und erfolgloser Mahnung erfolgt die weitere Fernwärmeliefe-
rung nur gegen Vorauszahlung oder nach spezieller Vereinbarung. 
 

3 Die Liefersperre befreit die Kundschaft nicht von der Erfüllung ihrer Verbindlichkei-
ten. 
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3. Wärmebezug 
 

Art. 31 Rückeinspeisung von Wärme 
Die Rückeinspeisung von Wärme in das Fernwärmenetz ist nicht gestattet. 
 

Art. 32 Verwendung der Fernwärme und Abgabe an Dritte 
1 Die bezogene Fernwärme darf nur zu den vertraglich festgelegten Bedingungen 
verwendet werden. 
 
2 Die Weitergabe von Wärme durch die Kundschaft an Dritte ist nur mit vorgängiger, 
schriftlicher Zustimmung durch die Werke gestattet. Die Weitergabe an Mieter, 
Pächter, Wohn- oder Nutzniessungsberechtigte der Liegenschaft bedarf keiner Zu-
stimmung. 
 

Art. 33 Rücklauftemperatur 
1 Die Kundschaft ist verpflichtet, die in den Technischen Anschlussbedingungen vor-
gesehene oder eine abweichende vertraglich vereinbarte Rücklauftemperatur einzu-
halten. 
 
2 Darüber hinaus bemüht sich die Kundschaft um eine möglichst tiefe Rücklauftempe-
ratur.  
 

4. Messung des Fernwärmebezugs 
 

Art. 34 Wärmezähler 
1 Die Werke installieren bei der Übergabestation einen Wärmezähler, welcher ent-
sprechend den anwendbaren rechtlichen Vorgaben geeicht wurde und instandgehal-
ten wird (insb. Neueichung in regelmässigen Zeitabständen). 
 

2 Die Werke lesen keine privaten Messeinrichtungen ab. 
 

Art. 35 Messgenauigkeit 
Die Messgenauigkeit ist gewahrt, wenn die Werte der anwendbaren rechtlichen Vor-
gaben eingehalten sind. 

 
Art. 36 Bedienung und Ablesung 

Die Bedienung und Ablesung des Wärmezählers erfolgen durch das Personal der 
Werke oder deren Beauftragte entweder vor Ort oder elektronisch mittels Fernable-
sung. Die Werke bestimmen die Ableseordnung. 
 

Art. 37 Nachprüfung auf Verlangen  
Bezweifelt die Kundschaft die Richtigkeit der Anzeige, so kann sie jederzeit schrift-
lich bei den Werken eine Nachprüfung durch eine anerkannte Prüfstelle verlangen. 
Die Kosten trägt diejenige Partei, welche durch das Prüfungsergebnis ins Unrecht 
gesetzt wird. 
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Art. 38 Messfehler 
1 Besteht der Messfehler in einer Abweichung von mehr als 5 %, berichtigen die 
Werke die Rechnungen für denjenigen Zeitraum, auf den sich die Auswirkung der Ab-
weichung nachweislich erstreckt, jedoch höchstens für die Dauer von 5 Jahren.  

 
2 Lässt sich der Zeitraum oder die Grösse der Abweichung nicht sicher feststellen, 
schätzen die Werke den effektiven Wärmebezug nach bestem Wissen und Gewissen. 
Sie ziehen dafür Daten von korrekt gemessenen, vorangegangenen und darauffol-
genden Abrechnungsperioden, Messwerte von anderen, vergleichbaren Kundschaf-
ten des Energieverbunds und die gemessenen Aussentemperaturen bei.  

 

V. Finanzierung 
 

Art. 39 Eigenwirtschaftlichkeit 
Die Werke erfüllen ihre Aufgaben im Bereich der Fernwärmeversorgung (Bau, Be-
trieb, Instandhaltung, Erneuerungen etc.) der Fernwärmeversorgung selbsttragend. 
Massgebliche Aufwendungen sind insbesondere die anrechenbaren Kosten gemäss 
Art. 41. 

 
Art. 40 Gebühren  

Die Werke erheben von der Kundschaft verursachergerechte und kostendeckende 
Gebühren für:  
a) Menge der bezogenen Wärme (in kWh) und abonnierten Wärmeleistung (in kW); 
b) den Anschluss an die Infrastruktur (Versorgungsnetz und primärseitige Anla-

gen); und 
c) die Inanspruchnahme der Infrastruktur. 

 
Art. 41 Anrechenbare Kosten  

Als zu deckende Kosten angerechnet werden dürfen: 
a) Kosten für den Energieankauf (Heisswasser, Gas, Öl); 
b) Kosten für Produktion, Verteilung und Speicherung der Fernwärme;  
c) Kosten für Bau, Betrieb und Unterhalt einer sicheren und effizienten Infrastruk-

tur sowie für Verzinsung und Abschreibungen sowie für die Absicherung gegen 
Risiken; 

d) Kosten für die Qualitätssicherung und -überwachung der Netzinfrastruktur; 
e) Kosten für die Bildung einer angemessenen Betriebsreserve; 
f) Kosten für Vorfinanzierungen von Investitionen; und 
g) gesetzlich vorgeschriebene Abgaben und Steuern. 

 
Art. 42 Gebührenarten und Berechnungsgrundlagen  

Die Werke erheben folgende Gebührenarten: 
a) Anschlussgebühren als einmalige Zahlung für die Erstellung und Benutzung der 

primärseitigen Anlagen, wobei sich die Anschlussgebühren aus einem Netzkos-
tenbeitrag und einem Netzanschlussbeitrag zusammensetzen; und 
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b) Fernwärmepreis zur Deckung der entstehenden Kosten für Energieankauf, Be-
trieb, Unterhalt und Finanzierung des Versorgungsnetzes und der Produktions-
anlage, wobei sich der Fernwärmepreis aus dem abonnierten Leistungspreis 
(kW), dem effektiv bezogenen Energiepreis (kWh) und dem Netznutzungspreis 
(kWh) zusammensetzt. 
 

Art. 43 Gebühren bei Anpassung der abonnierten Wärmeleistung  
1 Ist die neu abonnierte Wärmeleistung höher, schuldet die Kundschaft ab dem An-
passungszeitpunkt den höheren Netzkostenbeitrag und den höheren abonnierten 
Leistungspreis.  
 
2 Ist die neu abonnierte Wärmeleistung tiefer, schuldet die Kundschaft ab dem An-
passungszeitpunkt den tieferen abonnierten Leistungspreis. Eine Teil-Rückerstat-
tung des Netzkostenbeitrages ist ausgeschlossen.  
 

Art. 44 Festsetzung des Gebührentarifs  
Der Gemeinderat erlässt eine Tarifordnung und legt die Gebührensätze im Einzelnen 
fest. 
 

Art. 45 Rechnung 
1 Die Werke stellen für die wiederkehrenden Leistungen in regelmässigen Zeitabstän-
den Rechnung für die entsprechenden Abrechnungsperioden.  
 
2 Die Werke können für die Abrechnungsperioden im Voraus Akonto-Zahlungen ver-
langen. Sie erstellen mindestens einmal jährlich eine Jahresrechnung, die auf den 
effektiven Zählerwerten basieren. 
 
3 Beanstandungen sind innert der Zahlungsfrist gemäss Art. 46 anzubringen. 
 
4 Bei personellen Wechseln bei der Kundschaft erfolgen eine Zählerablesung und 
eine Abrechnung. 
 

Art. 46 Zahlungsfrist 
Die Zahlung hat bis spätestens zu dem auf der Rechnung vermerkten Zahlungster-
min zu erfolgen; vorbehalten bleiben individuelle Vereinbarungen. 
 

Art. 47 Zahlungsverzug 
Die Folgen des Zahlungsverzugs richten sich nach der Gebührenverordnung der Ge-
meinde Horgen.  
 

Art. 48 Verrechnung 
Die Verrechnung bedarf der Zustimmung der Werke.  
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VI. Rechtsschutz 
 

Art. 49 Auskunft 
Die Werke geben unentgeltlich Auskunft über alle Fragen bezüglich der Fernwärme-
versorgung. 
 

Art. 50 Beanstandungen 
Beanstandungen sind möglichst schriftlich an die Betriebsleitung der Werke zu rich-
ten. 
 

Art. 51 Verfügung 
Wer durch eine Massnahme, welche auf dieser Verordnung basiert, berührt ist, kann 
von dem für den Bereich Werke zuständigen Mitglied des Gemeinderats unter den 
Voraussetzungen des übergeordneten Rechts den Erlass einer anfechtbaren Verfü-
gung verlangen. Diese Verfügung enthält eine Begründung und eine Rechtsmittelbe-
lehrung. 
 

Art. 52 Neubeurteilung 
Innert 30 Tagen seit Zustellung der Verfügung gemäss Art. 51 kann beim Gemeinde-
rat schriftlich die Neubeurteilung verlangt werden. Die Einsprache ist im Doppel ein-
zureichen und hat einen Antrag und dessen Begründung zu enthalten. 

 

VII. Schlussbestimmungen 
 

Art. 53 Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2026 in Kraft. 
 

Art. 54 Aufhebung bisherigen Rechts und Übergangsrecht 
1 Mit Inkraftsetzung dieser Verordnung wird das Reglement über die Abgabe von 
Fernwärme vom 9. Juli 1991 aufgehoben. 
 
2 Diese Verordnung ist auch auf bestehende Wärmelieferungsverträge anwendbar, 
welche unter Geltung des bisherigen Rechts abgeschlossen wurden. 
 
3 Bestehende Wärmelieferungsverträge, welche vor Inkrafttreten dieser Verordnung 
abgeschlossen wurden, gelten als vollständig abgegolten hinsichtlich der Netzan-
schlussbeiträge gemäss Art. 42. 

 
Gemeinde Horgen 

 
Von der Gemeindeversammlung vom 11. September 2025 genehmigt. 

 
 



 

 

www.horgen.ch 

 

Werke Horgen 
Seestrasse 335 
8810 Horgen 
 
Telefon 044 727 92 00 
werke@horgen.ch 
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